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Eigentum verpflichtet nicht nur, es
berechtigt auch. Der Eigentümer darf
in aller Regel mit seinem Hab und
Gut – egal ob beweglich oder unbe-
weglich – nach Belieben verfahren.
Diese Befugnis beinhaltet natürlich
auch, Einwirkungen Fremder auf die
Sache auszuschließen. Das Ausschlie-
ßungsrecht betrifft Beeinträchtigun-
gen wie beispielsweise die Wegnahme,
die Zerstörung, die Beschädigung
oder die schlichte Benutzung. Ein-
schränkungen können sich ausnahms-
weise ergeben, wenn gesetzliche
Regelungen oder Rechte Dritter ent-
gegenstehen.

Nicht selten stellt in diesem Zusam-
menhang das Betreten eines fremden
Grundstücks eine rechtliche Proble-
matik dar. Ein Streitpunkt, der nicht
nur im nachbarschaftlichen Verhält-
nis immer wieder aufgeworfen wird.
Auch wenn ein Gelände nicht (voll-
ständig) eingezäunt ist, liegt aufgrund
dieses Umstands keine Einladung vor.
Mangels Einfriedung kann nicht
zwangsläufig auf die mutmaßliche
Einwilligung des Eigentümers hin-
sichtlich einer „Grenzüberschreitung“
geschlossen werden. Der Hausherr
muss auch nicht ausdrücklich ein ge-
nerelles Zugangsverbot aussprechen.
Wer dennoch meint, dass nur mit
einem Hinweisschild ein Zutritt ver-
sagt werden kann, der irrt. Sollte
dennoch der unbändige Wunsch ge-
hegt werden, sich ohne Sanktionen
Zutritt zu verschaffen, benötigt man
einen wichtigen Grund. Für einen
solchen reicht es naturgemäß nicht
aus, die Liegenschaft aus Bequem-
lichkeitsgründen als Abkürzung zu
benutzen.

Manchmal kann es notwendig sein,
sich auf fremden Grund und Boden
zu begeben. Das Bürgerliche Gesetz-
buch (BGB) enthält insoweit Rege-
lungen, wie zum Beispiel das sog.
Verfolgungsrecht, nach welcher die
Aufsuchung des Grundstücks seitens
des Eigners zu dulden ist. Vorausset-
zung ist, dass eine Sache aus der Ge-
walt des Besitzers auf die fremde
Immobilie gelangt ist, welche dieser
wieder an sich nehmen möchte. Wie
der Gegenstand – egal ob fehlgeleite-
ter Fußball, verwehte Kopfbedeckung
oder entlaufener Hamster –  dorthin
gekommen ist, ist grundsätzlich un-
erheblich. Wird die Gestattung des
Zutritts verweigert, muss dieser not-
falls eingeklagt werden. Ein unmit-
telbares Betretungsrecht – so wie es
der Begriff „Verfolgung“ vermuten
lässt – gibt es jedoch nicht. Ein sol-
ches ergibt sich quasi nur in Gefahr
in Verzug, also wenn der Gegenstand
infolge eines Zuwartens nicht mehr
(unbeschadet) zurück gewonnen wer-
den kann und somit ein umgehendes
Einschreiten erforderlich ist. Ein un-
mittelbares Betreten ist im Einzelfall
ebenso legitim, wenn dieses dazu
dient, eine Gefahr abzuwenden oder

einen Schaden zu verhindern. Das
kann zum Beispiel der Fall sein,
wenn vergessen wurde, den Garten-
schlauch abzudrehen und somit eine
Überschwemmung droht. Darüber
hinaus hat der Gesetzgeber auch die
Interessen von besorgten Imkern be-
rücksichtigt und für die Freunde von
Biene Maja und Co. ein besonderes
Selbsthilferecht vorgesehen. Nach dem
BGB ist der Eigentümer eines Bie-
nenschwarms berechtigt, bei der Ver-
folgung desselben fremde Grundstücke
eigenmächtig zu betreten. Es versteht
sich von selbst, dass der Honiglieb-
haber das Gericht nicht vorher anru-
fen muss. Ob für die einschlägige
Norm heute noch ein Bedürnis be-
steht, sei dahingestellt.

Was für die eine Seite gilt, muss na-
türlich auch für die andere gelten.
Grundsätzlich muss man sich gegen
die Beeinträchtigung seines Eigen-
tums auf dem Rechtsweg zur Wehr
setzen. Selbstjustiz ist verboten und
sofortige Abwehrmaßnahmen sind
nur in sehr engen Grenzen zulässig.
Liegt eine Notwehrlage vor, muss
stets das mildeste Mittel ausgewählt
werden, um den Angriff abzuweh-
ren. Exzesse sind daher tabu, so dass
quasi nicht mit Kanonen auf Spatzen
geschossen werden darf. Demgegen-
über darf nach dem Willen des
Amtsgerichts Hadamar durchaus mit
Kartoffeln geworfen werden. In dem
vorliegenden Fall war ein Grund-
stück ständig als Autowendeplatz
missbraucht worden. Als es erneut zu
einem widerrechtlichen Wendema-
növer in der Hofeinfahrt kam, ging
der gestörte Eigentümer dazu über,
das gegnerische Kfz mit Kartoffeln
zu bewerfen. Es kam zu einem Sach-
schaden, den der Halter einklagte.
Jedoch ohne Erfolg, da sich der
Hausherr nach Überzeugung des hes-
sischen Gerichts zweifelsfrei in einer
Notwehrlage befunden hatte. Dem
Beklagten habe der richterlicher Auf-
fassung zufolge in der konkreten Si-
tuation kein anderes, gleich wirksames
und gleichen Erfolg versprechendes
Abwehrmittel zur Verfügung gestan-
den. Zudem sei zu befürchten gewesen,
dass das Fahrzeug ohne entsprechende
Gegenmaßnahmen auch künftig auf
dem Hofanwesen gewendet werden
würde. Insofern habe das Verhalten
des Beklagten – so die Urteilsbegrün-
dung weiter – auch der Abwehr künf-
tig mit Sicherheit drohender, neuer
Angriffe gedient.

Ob andere Gerichte ähnlich entschie-
den hätten, darf wahrlich bezweifelt
werden. Auch wenn es sich um eine
Einzelfallenscheidung handelt, kann
man doch festhalten: Manchmal ist
der Angriff – mit oder ohne Knolle –
die beste Verteidigung! 
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